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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

In Anbetracht der steigenden Vernetzung und Zahl von Datenbanken auf Bundes- und
Kantonsebene forderte Beat Flach (glp, AG) mittels eines Postulats einen Bericht,
welcher die Risiken der Datenbanken und den Handlungsbedarf bezüglich des
Datenschutzes aufzeigen soll. Ferner solle der Bericht auch als Gesamtübersicht über
die bestehenden Datenbanken, deren Art, Umfang und Zweck, deren Vernetzung und
Zugriffe dienen. Um hohe Kosten im Schadensfall zu verhindern, sei es unerlässlich, die
Risiken des Datentransfers zu kennen und Sicherheitslücken vorsorglich zu schliessen,
argumentierte der Postulant. Der Bundesrat beantragte mit dem Argument des
Legalitätsprinzips die Ablehnung des Postulats: Staatliche Datenbanken müssten
demnach zwingend auf einer gesetzlichen Grundlage basieren, die deren Zweck, die
Zugriffe und das Auskunftsrecht regle. Ausserdem sei die Transparenz solcher
Datenbanken auf Bundesebene durch die Meldepflicht nach dem Datenschutzgesetz
gewährleistet. Bezüglich kantonaler Datenbanken lägen die Kompetenzen hingegen
vollständig bei den Kantonen. Justizministerin Karin Keller-Sutter merkte im
Nationalratsplenum an, dass gewisse Herausforderungen bezüglich der Datensicherheit
in Datenbanken bereits 2018 und 2019 in den Berichten «Zukunft der Datenbearbeitung
und Datensicherheit» respektive «Herausforderungen der künstlichen Intelligenz»
dokumentiert worden seien. Entgegen dem Antrag des Bundesrats nahm der Nationalrat
das Postulat in der Herbstsession 2021 mit 167 zu 24 Stimmen bei 3 Enthaltungen an. 1

POSTULAT
DATUM: 30.09.2021
CATALINA SCHMID

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

In der Sommersession 2022 beriet der Nationalrat über die Motion Minder (parteilos,
SH), die die Erarbeitung einer Strategie für eine nachhaltige Zusammenarbeit Schweiz-
EU verlangte. Die APK-NR sei zum Schluss gekommen, dass nach dem Abbruch der
Verhandlungen über das Rahmenabkommen eine klare mittel- und langfristige Strategie
nötig sei, erklärte deren Sprecherin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL). Die
Schweiz müsse eine «möglichst weitgehende Beteiligung am EU-Binnenmarkt
verbunden mit Kooperationen in ausgewählten Interessenbereichen» unter Bewahrung
ihrer politischen Eigenständigkeit anstreben. Für diese Art der Zusammenarbeit habe
sich der bilaterale Weg bewährt und solle fortgesetzt werden, empfahl Schneider-
Schneiter. Nicolas Walder (gp, GE), ebenfalls Kommissionssprecher, zeigte sich erfreut,
dass sich auch Mitglieder der SVP-Fraktion Sorgen über eine fehlende Strategie des
Bundesrats gegenüber der EU machten. Walder kritisierte den sektoralen Ansatz, den
der Bundesrat präsentiert hatte, der eher der Verzögerung weiterer Verhandlungen zu
dienen scheine. Die vorliegende Motion gehe auf mehrere Postulate zurück, die vom
Bundesrat allesamt einen Europabericht gefordert hatten, welcher aber noch immer
nicht vorliege. Die Kommission habe aufgrund der noch immer fehlenden Strategie
daher ohne Gegenstimme den Vorstoss unterstützt und fordere den grossen Rat auf,
dies ebenfalls zu tun. 
Aussenminister Cassis wandte sich beschwichtigend an den Nationalrat und beteuerte,
dass der Bundesrat mit der Erarbeitung des genannten Berichts beschäftigt sei. Er
verwies zudem darauf, dass der Bundesrat die Eckwerte, innerhalb derer er die
Beziehungen zur EU gestalten wolle, bereits im Februar 2022 definiert habe. Dennoch
beantragte er die Annahme der Motion. Da keine anderslautenden Anträge vorlagen,
wurde der Vorstoss stillschweigend angenommen. 2

POSTULAT
DATUM: 13.06.2022
AMANDO AMMANN
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

In einem Postulat stellte Nationalrat Walder (gp, GE) dem Bundesrat Mitte Juni 2021 die
Frage, welche Auswirkungen Covid-19 auf die Vitalität des Netzwerks der
internationalen Organisationen in der Schweiz und auf die Schweizer Gaststaatpolitik
habe. Die Covid-19-Pandemie habe systematische Telearbeit gefördert und dies auf
Kosten von internationalen Reisen und Tagungen mit physischer Präsenz. Dies könne
eine geringere Präsenz von internationalen Organisationen in der Schweiz zur Folge
haben, was ihre Rolle als Gaststaat schwächen würde, befürchtete Walder. Er forderte
daher einen Bericht, der neben der Situationsanalyse auch Möglichkeiten zur
proaktiven und kreativen Stärkung der Gaststaatpolitik liefern sollte. Die wichtigsten
Fragen stellten sich gemäss Walder hinsichtlich der Auswirkungen von
Standortverlagerungen, virtuellen Arbeitswerkzeugen und Telearbeit auf die Dichte an
internationalen Akteuren in der Schweiz; hinsichtlich der Mittel der Schweiz, um die
Qualität von Konferenzen und Treffen vor Ort die Qualität der vorhandenen
Infrastruktur zu verbessern; sowie hinsichtlich der Erweiterung des Schweizer
Dispositivs im Rahmen der Gaststaatpolitik. Der Bundesrat erklärte in seiner
Stellungnahme, dass die Instrumente der Gaststaatpolitik in der Botschaft zu den
Massnahmen zur Stärkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat definiert seien. Er werde
das Anliegen des Postulats jedoch in der nächsten Botschaft für die Periode 2024-2027
aufnehmen, weshalb er die Annahme des Postulats beantrage. In der Herbstsession
2021 bekämpfte Nationalrat Büchel (svp, SG) das Postulat, weshalb die Diskussion
verschoben wurde. 3

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 diskutierte der Nationalrat die Motion Walder (gp, GE),
die vom Bundesrat einen Bericht über die Auswirkungen von Covid-19 auf die Vitalität
des Netzwerks der internationalen Organisationen in der Schweiz und auf die
Schweizer Gaststaatpolitik verlangte. Motionär Walder erhoffte sich vom Bundesrat
auch, dass dieser neue Wege aufzeigen würde, wie sich die Gaststaatpolitik
weiterentwickeln könnte. Er befürchtete nämlich, dass die Pandemie langfristig zu mehr
«Homeoffice» in den internationalen Organisationen und somit zu einem Rückgang der
Präsenzversammlungen und einer Schwächung des internationalen Netzwerks der
Schweiz führen könnte. SVP-Nationalrat Büchel (svp, SG) war zwar mit Walders Aussagen
einverstanden, hinterfragte aber die Notwendigkeit des Postulats, da der Bundesrat die
von Walder aufgestellten Fragen im anstehenden Bericht zur Gaststaatpolitik 2024-
2027 bearbeiten wolle. Der in der Ratssitzung anwesende Aussenminister Cassis
erklärte dem Nationalrat, dass es im Endeffekt keine Rolle spiele, ob das Postulat
angenommen werde oder nicht, weil das Thema sowieso in der Gaststaatstrategie
behandelt werde. Trotz dieser Indifferenz beantrage der Bundesrat die Annahme des
Postulats, auch weil gemäss Cassis «die Kunst der Debatte», «die Kunst der Zeichen»
und die Aussenwirkung mitentscheidend seien. Der Nationalrat nahm den Vorstoss mit
134 zu 56 Stimmen gegen den Willen der SVP-Fraktion an. 4

POSTULAT
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im Juni 2021 hatte die APK-NR das Postulat «Verbesserungen der Beziehungen mit
Taiwan» eingereicht. Der Vorstoss forderte vom Bundesrat einen Bericht, der aufzeigen
soll, in welchen Bereichen von Wirtschaft, Politik, Wissenschaft und Kultur die
Beziehungen zu Taiwan vertieft werden könnten. In seiner Stellungnahme machte der
Bundesrat klar, dass die Schweiz eine Ein-China-Politik verfolge und daher Taiwan nicht
als eigenständigen Staat anerkenne. Daher gebe es auch keine Möglichkeit, die
politischen Beziehungen auf Regierungsebene zu intensivieren. Man verfolge einen
«pragmatischen Ansatz der Zusammenarbeit» mit Taiwan, was auch in der China-
Strategie 2021-2024 festgehalten worden sei. In den Bereichen Wirtschaft,
Wissenschaft und Forschung sei man sich der Bedeutung Taiwans bereits bewusst und
besässe gute Beziehungen. Aufgrund der bereits bestehenden Zusammenarbeit und der
gegenwärtig angespannten Lage zwischen China und Taiwan befand der Bundesrat den
geforderten Bericht für «nicht angebracht» und beantragte die Ablehnung des
Postulats. 
In der Herbstsession 2021 beantragte die SVP-Fraktion die Ablehnung des Postulats,
während sich die Kommission für die Annahme ihres Vorstosses aussprach. Nicolas
Walder (gp, GE) hob die zahlreichen Parallelen und Gemeinsamkeiten zwischen der
Schweiz und Taiwan hervor und kritisierte den Bundesrat dafür, dass dieser Taiwan in
seiner China-Strategie nicht mehr Platz eingeräumt hatte. Die Kommission anerkenne
die Ein-China-Strategie des Bundesrats und sei überzeugt, dass das Postulat diese auch

POSTULAT
DATUM: 14.09.2021
AMANDO AMMANN
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nicht in Frage stelle. Sein Kommissionskollege Portmann (fdp, ZH) verglich die
Beziehungen zu Taiwan mit denen zwischen der Schweiz und Baden-Württemberg als
Bundesland von Deutschland. Portmann entkräftigte auch die Argumente der
Minderheit, welche eine Verletzung der Schweizer Neutralität befürchtete. Da sich
Taiwan und China nicht in einer kriegerischen Auseinandersetzung befänden, würde
sich diese Frage gar nicht erst stellen. Der anwesende Aussenminister Cassis stellte die
Frage in den Raum, ob eine Vertiefung der Beziehungen der Sache Taiwans diene oder
ob die Fortsetzung der «pragmatischen Politik» der Schweiz nicht vielversprechender
sei. Aus Sicht des Bundesrates sei Letzteres der Fall. Der Nationalrat folgte jedoch dem
Vorschlag seiner Kommission und nahm das Postulat mit 129 zu 43 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) an. Die Gegenstimmen stammten aus den Reihen der SVP- und
FDP.Liberalen-Fraktionen. 5

Gute Dienste

Im Juni 2022 verlangte Nationalrat Nicolas Walder (gp, GE) vom Bundesrat einen Bericht
über die Attraktivität und Effizienz des internationalen Genf für Aktivitäten und
Organisationen im Zusammenhang mit Friedensprozessen. Dieser solle eine Übersicht
über die in Genf angesiedelten Aktivitäten und Organisationen im Zusammenhang mit
Friedensprozessen sowie eine Analyse der momentanen Entwicklungen im Bereich der
Mediation und Friedenskonsolidierung beinhalten. Zudem forderte Walder eine
Evaluation der innovativen Initiativen im Bereich der Friedensförderung und eine
Einschätzung dazu, welche Instrumente der Bund entwickeln könnte, um die Entfaltung
solcher Initiativen mit mehreren Stakeholdern zu begünstigen und deren Verankerung
in Genf zu fördern. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, da dessen
Anliegen in der geplanten Strategie«Multilateralismus und Gaststaat» erfüllt werde. In
der Herbstsession 2022 wurde das Postulat von Andreas Glarner (svp, AG) bekämpft. 6

POSTULAT
DATUM: 30.09.2022
AMANDO AMMANN

Im März 2023 behandelte der Nationalrat die Motion von Nicolas Walder (gp, GE) zur
Stärkung der Attraktivität und Effizienz des internationalen Genf für Aktivitäten und
Organisationen im Zusammenhang mit Friedensprozessen. Postulant Walder erklärte,
dass es für die Schweiz als wichtige Akteurin in der Friedensförderung wichtig sei, die
Stärken, Schwächen und das Potenzial des internationalen Genf zu kennen. Er
begrüsste den Vorschlag des Bundesrates, das Postulat im Rahmen der künftigen
Strategie Multilateralismus und Gaststaatlichkeit umzusetzen. Andreas Glarner (svp, AG),
der das Postulat in der Herbstsession 2022 bekämpft hatte, verlangte jedoch die
Ablehnung des Vorstosses. Der Vorstoss sei hinfällig, da die Schweiz ihre Rolle in der
Friedensförderung durch die Aufgabe ihrer Neutralität in Anbetracht des Krieges von
Russland gegen die Ukraine verspielt habe. Bundesrat Cassis widersprach der Auslegung
Glarners und gab sich überzeugt, dass Genf auch in Zukunft ein wichtiger Standort für
Friedenskonferenzen sein werde. Er hob insbesondere die Arbeit der drei Genfer
Zentren hervor, welche einen wichtigen Beitrag für das innovative internationale Genf
leisteten und heutzutage relevanter denn je seien. Verschiedene Treffen zu
Friedensprozessen in der jüngeren Vergangenheit hätten zudem gezeigt, dass das
«Genfer Ökosystem» von zahlreichen Verhandlungspartnern – auch Russland –
geschätzt werde. Der Nationalrat nahm das Postulat in der Folge mit 128 zu 55 Stimmen
(bei 9 Enthaltungen) gegen den Widerstand der SVP-Fraktion an. 7

POSTULAT
DATUM: 14.03.2023
AMANDO AMMANN

Aussenwirtschaftspolitik

Die aussenpolitische Kommission des Nationalrates verlangte im Februar 2023 einen
Ergänzungsbericht zur aussenwirtschaftlichen Strategie des Bundesrates. Dieser
Bericht solle auf die Auswirkungen und möglichen Antworten der Schweiz auf den
«Inflation Reduction Act» der USA und den Industrieplan für den grünen Deal der EU
eingehen. Der geforderte Bericht könne in den Bericht zur Aussenwirtschaftpolitik
2023 integriert werden. Eine Minderheit Büchel (svp, SG) beantragte die Ablehnung des
Postulats, der Bundesrat dessen Annahme.
Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession 2023 mit dem Anliegen. Die beiden
Sprecher der APK-NR, Eric Nussbaumer (sp, BL) und Nicolas Walder (gp, GE),
erläuterten, dass die Schweiz angesichts dieser beiden Investitionsprogramme im
Umfang von jeweils mehreren Hundert Milliarden Dollar eine neue Teilstrategie
entwickeln müsse. Im Bericht solle der Bundesrat aufzeigen, wie die Schweiz auf solche
Entwicklungen reagieren könne, welche Auswirkungen er etwa auf die

POSTULAT
DATUM: 12.06.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Versorgungsketten erwarte und wie er die Chancen dieser Investitionsprogramme für
die Schweizer Unternehmen einschätze. Roland Büchel erachtete einen solchen Bericht
jedoch als unnötig und betonte, er diene nur dazu, «linke politische Zwecke zu
erreichen». In der Abstimmung sprachen sich 132 Mitglieder des Nationalrates für die
Annahme des Postulats aus, 51 waren dagegen. Zur geschlossen gegen das Postulat
stimmenden SVP-Fraktion gesellte sich ein Mitglied der FDP.Liberalen-Fraktion. 8

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Schiffahrt

Nationalrat Flach (glp, AG) reichte im Mai 2019 ein Postulat ein, durch welches der
Bundesrat aufgefordert wurde, Massnahmen zum Klimaschutz in der Schifffahrt
vorzuschlagen. Der Postulant wies darauf hin, dass die IMO beschlossen habe, ihre
Emissionen bis 2050 um 50 Prozent gegenüber dem Jahr 2008 zu senken. Die Schweiz
müsse nun ihren Beitrag dazu leisten. Einige gute Möglichkeiten dafür – beispielsweise
elektrisch betriebene Fähren – seien bereits entwickelt worden. Der Bundesrat erklärte
sich bereit, in einem Bericht darzulegen, wie die Schifffahrt nachhaltiger gestaltet
werden könne. Er beantragte daher die Annahme des Postulats.
Nachdem das Postulat zweimal von Exponenten der SVP bekämpft worden war, kam es
im Sommer 2021 in den Nationalrat. Dort erläuterte Thomas de Courten (svp, BL),
weshalb er das Postulat bekämpft und ablehnt: Die Schweiz mache mit ihren derzeit
circa 20 Hochsee-Schiffen nur gerade mal 0.3 Promille an der ganzen Welthandelsflotte
aus. Das Klimaschutzpotential der Schweiz sei in diesem Bereich also sehr bescheiden.
Zudem habe die IMO bereits einen Dekarbonisierungsplan vorgelegt. In diesem
Gremium trage die Schweiz bereits dazu bei, Klimaschutzmassnahmen voranzutreiben.
Es brauche daher «keinen weiteren in trockenen Berner Amtsstuben von
Süsswasserpiraten ausgearbeiteten Verwaltungsbericht». Diese Argumente von de
Courten vermochten die Mehrheit der grossen Kammer jedoch nicht zu überzeugen:
Der Nationalrat stimmte dem Postulat mit 125 zu 65 Stimmen bei einer Enthaltung zu. 9

POSTULAT
DATUM: 03.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Beat Flach (glp, AG) forderte mit seinem Postulat zum Wildwuchs und Wirrwarr bei den
Regeln der Baukunde einen Bericht des Bundesrates, der Massnahmen für eine
verbesserte Koordination der verschiedenen technischen Regelungen und der
dahinterstehenden Akteure im Planungs- und Bauwesen aufzeigen soll. Laut einer in
der Begründung zitierten Studie des SECO würde allein das Baubewilligungsverfahren
Regulierungskosten von über CHF 600 Mio. pro Jahr verursachen. Nachdem auch der
Bundesrat Annahme des Postulates beantragt hatte, überwies es der Nationalrat im
September 2019 stillschweigend. 10

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
SEAN MÜLLER

Der Nationalrat hatte in der Herbstsession 2019 ein Postulat von Beat Flach (glp, AG) an
den Bundesrat überwiesen, das einen Bericht bezüglich des «Wildwuchses und
Wirrwarrs bei den Regeln der Baukunde» gefordert hatte. Im März 2022 legte der
Bundesrat den Bericht in Erfüllung des Postulats vor. Im Bericht bestätigte der
Bundesrat zunächst die Einschätzung des Postulanten, wonach es in der Baubranche
einen zunehmenden Wildwuchs an technischen Regeln gebe. Diese stammten nicht
primär von Gesetzen oder technischen Normen. Stattdessen würden in der Praxis viele
private und öffentliche Akteure aus Angst vor eventuellen haftungsrechtlichen oder
finanziellen Konsequenzen Vollzugshilfen wie Richtlinien, Checklisten und
Ausführungsbestimmungen erarbeiten, um Fehler bei der Ausführung zu vermeiden und
sich innerhalb der gesetzlichen Regelungen zu bewegen. Zwar seien Vollzugshilfen ein
wichtiges und geeignetes Mittel, um den gesetzlichen und verordnungstechnischen
Neuerungen gerecht zu werden und insbesondere Detailfragen zu klären. Doch es sei
zunehmend schwierig, den Überblick zu behalten und die Qualität und Richtigkeit
dieser Vollzugshilfen abzuschätzen. Es gebe zudem keine allgemeinverbindlichen
Mindeststandards und es sei oft nicht klar, welche Hilfen bei einem Bauvorhaben
angewendet werden müssten. 
Der Bundesrat kam in seinem Bericht zum Schluss, dass der beste Lösungsansatz für

POSTULAT
DATUM: 14.06.2022
ELIA HEER
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das Problem die Setzung von Rahmenbedingungen zur Koordination von Vollzugshilfen
wäre. Gemäss diesem Lösungsvorschlag des Bundesrates soll ein neues Bundesgesetz
geschaffen werden, das einen standardisierten Prozess für die Ausarbeitung von
Vollzugshilfen festlegen würde. Die unter den neuen gesetzlichen Vorgaben
erarbeiteten Vollzugshilfen könnten dann in einem öffentlich zugänglichen Register zur
Verfügung gestellt werden. Andere Handlungsansätze wie beispielsweise die
Beibehaltung des Status quo, eine Registrierung der Vollzugshilfen inklusive
Faktencheck oder eine umfassende Regulierung durch eine staatliche Stelle erachtete
der Bundesrat entweder als nicht zielführend, als zu aufwändig oder als nicht
umsetzbar.
Der Nationalrat zeigte sich mit dem Bericht zufrieden und schrieb das Postulat in seiner
Sommersession 2023 ab. Ausserdem nahm die grosse Kammer auch stillschweigend
eine Kommissionsmotion der WAK-NR an, welche den Bundesrat mit der Ausarbeitung
eines Erlassentwurfs zur Setzung von Rahmenbedingungen zur Koordination von
Vollzugshilfen beauftragt. 11

Umweltschutz

Abfälle

Beat Flach (glp, AG) reihte sich mit seinem im Juni 2019 eingereichten Postulat zum
Thema Plastikreduktion und -recycling ein in eine Reihe von Vorstössen, die sich mit
dem Thema der Grünen Wirtschaft auseinandersetzten; insbesondere die Postulate von
Adèle Thorens Goumaz (gp, VD; Po. 18.3196) und von Martina Munz (sp, SH; Po. 18.3496)
zielten bereits in eine ähnliche Richtung. Beat Flach forderte in seinem Postulat, dass
die Regierung aufzeigt, wie insbesondere in der Land- und der Bauwirtschaft der
Gebrauch von Kunststoffen reduziert oder durch Alternativen ersetzt und der Anteil des
Plastiks, das recycelt wird, erhöht werden kann. Der Bundesrat zeigte sich bereit, den
Vorstoss anzunehmen und zusammen mit den beiden erwähnten Postulaten gemeinsam
anzugehen.
Der Vorstoss wurde in der Sommersession 2021 behandelt, nachdem er zuvor von Felix
Müri (svp, LU) bekämpft worden war. Im Rat erläuterte Mike Egger (svp, SG), dass der
vorliegende Vorstoss obsolet sei, da sich die UREK-NR und insbesondere deren
Subkommission im Rahmen der Umsetzung der parlamentarischen Initiative zur
Stärkung der Kreislaufwirtschaft (Pa.Iv. 20.433) bereits eingängig mit diesem Thema
beschäftigt habe. Simonetta Sommaruga war der Ansicht, dass es keine grosse Rolle
spiele, ob die grosse Kammer diesen Vorstoss nun annehme oder ablehne, die
Problematik werde ohnehin im Rahmen der Arbeiten zur erwähnten parlamentarischen
Initiative aufgenommen. Anschliessend nahm der Nationalrat das Postulat mit 137 zu 45
Stimmen bei 6 Enthaltungen an. 12

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im September 2018 hatte Beat Flach (glp, AG) ein Postulat eingereicht, mit dem er eine
Legalisierung von Cannabis und eine Besteuerung entsprechend derjenigen von
Tabakprodukten zur Finanzierung der AHV und der IV prüfen lassen wollte. Zudem
sollten die Auswirkungen der Legalisierung auf die Wirtschaft und die Landwirtschaft
sowie auf die Qualität der Cannabisprodukte untersucht werden.
Der Bundesrat verwies auf verschiedene Pilotprojekte und auf zwei bereits
angenommene entsprechende Vorstösse (Po. 17.4076; Mo. 18.3148), deren Ergebnisse er
abwarten wolle. Entsprechend beantragte er die Ablehnung des Postulats.
Zwei Jahre nach der Einreichung wurde der Vorstoss im September 2020 unbehandelt
abgeschrieben. 13

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Urheberrecht

Ein im Sommer 2015 eingereichtes Postulat Flach (glp, AG) wurde im Rahmen der
Sondersession im Mai 2017 zurückgezogen. Der Postulant hatte den Bundesrat dazu
eingeladen, in einem Bericht aufzuzeigen, wie die Leerträgervergütung bei
Speichermedien für die Konsumentinnen und Konsumenten transparenter gemacht
werden könnte. Rund 60% der Bevölkerung sei gemäss einer Umfrage erst gar nicht
darüber im Bilde, dass sie beim Kauf von bspw. DVDs, Mobiltelefonen oder Tablets eine
solche Vergütung bezahlen würden. 14

POSTULAT
DATUM: 03.05.2017
MELIKE GÖKCE

1) AB NR, 2021, S. 2029 f.
2) AB NR, 2022, S. 1135f.; Kommissionsbericht APK-NR vom 4.4.22; Medienmitteilung APK-NR vom 5.4.22
3) AB NR, 2021, S. 2090; Po. 21.3791
4) AB NR, 2022, S. 333 f.
5) AB NR, 2021, S. 1581ff.; Po. 21.3967
6) AB NR, 2022, S. 1870; Po. 22.3585
7) AB NR, 2023, S. 448f.
8) AB NR, 2023, S. 1234 ff.
9) AB NR, 2021, S. 1046 f.
10) AB NR, 2019, S. 1940
11) BBl, 2023 870 S. 43; Bericht in Erfüllung des Postulates 19.3894
12) AB NR, 2021, S. 1413 f.
13) Po. 18.4009
14) AB NR, 2017, S.676
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